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(2) Ein unzuständiger Beamter der Staatsanwaltschaft 
hat sich den innerhalb seines Bezirkes vorzunehmenden 
Amtshandlungen zu unterziehen, bei denen Gefahr im 
Verzug obwaltet.

(3) Können die Beamten der Staatsanwaltschaft ver­
schiedener Länder sich nicht darüber einigen, wer von 
ihnen die Verfolgung zu übernehmen hat, so entscheidet 
der ihnen gemeinsam Vorgesetzte Beamte der Staatsan­
waltschaft und in Ermangelung eines solchen der Oberreichs­
anwalt.

Organisation.
’§ 144

Besteht die Staatsanwaltschaft eines Gerichts aus mehre­
ren Beamten, so handeln die dem ersten Beamten beige- 
ordnetein Personen als dessen Vertreter; sie sind, wenn 
sie für ihn auftreten, zu allen Amtsverrichtungen des­
selben ohne den Nachweis eines besonderen Auftrags be­
rechtigt.

Ersetzungsbefugnis.
§ 145

(1) Die ersten Beamten der Staatsanwaltschaft bei den 
Oberlandesgerichten und den Landgerichten sind befugt, 
bei allen Gerichten ihres Bezirks die Amtsverrichtungen 
der Staatsanwaltschaft selbst zu übernehmen oder mit 
ihrer Wahrnehmung einen anderen als den zunächst zu­
ständigen Beamten zu beauftragen.

(2) Amtsanwälte können das Amt der Staatsanwalt­
schaft nur bei den Amtsgerichten und den Schöffengerich­
ten versehen.

W eisungsgebundenheit.
§ 146

'(1) Die Beamten der Staatsanwaltschaft haben den 
dienstlichen Anweisungen ihres Vorgesetzten nachzu­
kommen.
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